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Stellungnahme des Arbeitsausschuss Fußverkehr 

zum 

Referentenentwurf der „Verordnung zur Änderung der Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung und 

anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften“  

vom 16.07.2024 

Aktenzeichen: StV24/752.1/16  

 

Aus Sicht des Arbeitsausschusses Fußverkehr in der FGSV folgende Anmerkungen: 

 

Zusammenfassung 

Durch die Regelungen im Referentenentwurf würde sich die Situation des Fußverkehrs deutlich 

verschlechtern und den Zielen der nationalen Fußverkehrsstrategie, die Förderung der Attraktivität und 

Sicherheit des Fußverkehrs, zuwiderlaufen. Viele Probleme sind erst durch die Elektrokleinstfahrzeuge-

Verordnung 2019 entstanden, als versucht wurde, einen Zwitter zwischen Kraftfahrzeugen, was 

Elektrokleinstfahrzeuge (eKF) tatsächlich sind, und Fahrrädern zu kreieren. Viele Probleme mit eKF und 

auch der notwendige Regelungsaufwand könnten entfallen, wenn sie tatsächlich auch als Kraftfahrzeuge 

geführt würden. Jetzt sollen sie dem Radverkehr weitgehend gleichgestellt werden und damit auch auf 

Gehwegen und in Fußgängerzonen fahren dürfen, soweit diese für den Radverkehr freigegeben sind. 

Hierdurch werden neue Konfliktgruppen auf Gehwegen zugelassen.  

Dies führt zu 

▪ Beeinträchtigung und Gefährdungen aufgrund der hohen Geschwindigkeitsdifferenzen trotz 

angeordneter Schrittgeschwindigkeit,  
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▪ der sehr späten Wahrnehmbarkeit des eKF- / Radverkehrs durch sehgeschädigte und, bei Verkehr 

von hinten, durch hörgeschädigte Menschen, 

▪ verringertes subjektives Sicherheitsempfinden (Angsträume), z.B. von Menschen mit Be-

hinderungen. 

Die gemeinsame Führung von Fuß- und Radverkehr sollte innerorts auf straßenbegleitenden Wegen nur 

als Ausnahmefall möglich sein und nur, wenn für den Radverkehr eine besondere Gefahrenlage auf der 

Fahrbahn besteht.  

Das ZZ 1022-10 StVO sollte somit aus der StVO gestrichen werden, weil 

▪ auf der Fahrbahn keine besondere Gefahrenlage für den Radverkehr besteht, sonst hätte bei-

spielsweise Z 240 StVO angeordnet werden müssen 

▪ bei Einhaltung der Schrittgeschwindigkeit (≤ 7 km/h) und Beachtung der Wartepflicht vor zu Fuß 

Gehenden sich für Radfahrende sowieso keine Erreichbarkeitsvorteile gegenüber dem Schieben 

ergeben. 

Ersatzweise sollten Ausschlusskriterien für die gemeinsame Führung in die VwV-StVO aufgenommen 

werden, wie sie in den Regelwerken der FGSV formuliert sind und den aktuellen Stand von Wissenschaft 

und Technik wiedergeben (siehe Punkt 13 auf Seite 5). Wichtig ist hierbei, dass eine Überprüfung der 

vorhandenen Anlagen in einer Frist von z.B. fünf Jahren stattfindet. Weitere wichtige Punkte: 

▪ Da in der StVO Schrittgeschwindigkeit an einigen Stellen vorgeschrieben ist, sollte z.B.  in § 3 

StVO, Absatz 3 eine Nr. 1a einfügen: „bei angeordneter Schrittgeschwindigkeit für alle Fahrzeuge 

7 km/h“ (vgl. Punkt 9 ff. auf Seite 4) 

▪ Für Räder und eKF sollte das Abstellen auf Gehwegen untersagt werden, wenn die Barrierefreiheit 

eingeschränkt ist. (vgl. Punkt 14 auf Seite 6) 

▪ Ein Mindest-Überholabstand | Vorbeifahrabstand zwischen Fußverkehr / Elektrokleinstfahr-

zeugen oder Rad von mindestens 1m sollte in § 5 StVO aufgenommen werden. (vgl. Punkt 15 auf 

Seite 6) 

▪ Elektrokleinstfahrzeuge sollen aus Gründen der Verkehrssicherheit ein Fahrgeräusch emittieren, 

das von Blinden oder Seheingeschränkten gehört wird (vgl. Punkt 16 auf Seite 6). 

▪ Elektrokleinstfahrzeuge sollten aus Gründen der Ahndungswahrscheinlich bei Verkehrsverstößen 

und damit der Verkehrssicherheit größere Versicherungskennzeichen bekommen (vgl. Punkt 17 

auf Seite 6) 

 

Die Argumente im Einzelnen: 

 

1. Es wird begrüßt, dass die Verkehrsregelungen vereinfacht werden sollen. Insbesondere hinsichtlich 

der Elektrokleinstfahrzeuge (eKF) bestehen seit dem Inkrafttreten der Elektrokleinstfahrzeuge-
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Verordnung1 im Jahr 2019 ein für die Verkehrsteilnehmenden nur schwer nachzuvollziehender 

Regelungswirrwarr2. Diese Probleme werden heute wahrgenommen und basieren insbesondere auf 

dem Versuch, einen Zwitter zwischen Kraftfahrzeuge, was eKF tatsächlich sind, und Fahrrädern zu 

kreieren.  

2. Vielen Probleme waren auch 2019 schon aus dem europäischen Ausland bekannt, wie das wilde 

Abstellen auf Gehwegen, oder wurden von Fachkreisen in die Diskussion um den damaligen 

Referentenentwurf eingebracht3, wie die Konflikte mit dem Fußverkehr. 

3. Viele Probleme mit eKF und auch der notwendige Regelungsaufwand könnten entfallen, wenn sie 

tatsächlich auch als Kraftfahrzeuge geführt würden.    

4. Mit dem aktuellen Referentenentwurf sollen auch Gehwege und Fußgängerzonen, die mit ZZ 1022-10 

StVO für den Radverkehr freigegeben sind, mit eKF befahrbar sein. Im neuen § 39 Abs. 7a steht 

explizit: „Soweit auf Verkehrszeichen das Sinnbild „Radverkehr“ gezeigt wird, gilt es für Elektrokleinst-

fahrzeuge entsprechend.“ 

5. Die im Referentenentwurf genannte Begleituntersuchung empfiehlt, Gehwege auch zukünftig nicht 

für das Befahren mit eKF freizugeben: 

„Die Verkehrsbeobachtungen führten zu der Erkenntnis, dass 55 % der eKF-Nutzenden eine für sie 

unzulässige Verkehrsfläche nutzten. 96 % dieser eKF-Nutzenden befuhren dabei einen Gehweg oder 

einen Fußgängerüberweg. Dazu wurde beobachtet, dass zwischen eKF-Nutzenden und zu Fuß Gehenden 

ein hohes Konfliktpotential vorherrscht. Zu Fuß Gehende und insbesondere schutzbedürftige 

Verkehrsteilnehmende wie Kinder, Seniorinnen und Senioren sowie mobilitätseingeschränkte Personen 

haben das Recht auf einen Schutzraum im Straßenverkehr, welcher durch eKF nicht gestört werden darf. 

Darum sollte auch weiterhin das Befahren des Gehweges mit einem eKF nicht gestattet sein.“4 

In dem Kapitel „Evaluation der Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung“ wird diese Aussage dann 

relativiert und nur noch von einer generellen Freigabe abgeraten:  

„Das beobachtete Konfliktpotentials zwischen eKF-Nutzenden und zu Fuß Gehenden auf Gehwegen ist 

hoch. Zur Wahrung der Sicherheit schutzbedürftiger Verkehrsteilnehmender wie Kindern, Seniorinnen 

und Senioren sowie mobilitätseingeschränkten Personen ist von der generellen Freigabe von Gehwegen 

für eKF abzuraten.“5 

 

 
1  Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung vom 6. Juni 2019 (BGBl. I S. 756), die zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung vom 10. 

Juni 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 191) geändert worden ist 
2  Vgl. beispielsweise Unger / Grosche / Rößler / Uhlendorf; Wissenschaftliche Begleitung der Teilnahme von Elektro-

kleinstfahrzeugen am Straßenverkehr – Evaluierungsbericht. Bergisch Gladbach 2022, S. 70 
3  Vgl. beispielsweise FGSV - AA 2.14 Fußverkehr; Stellungnahme zum Referentenentwurf des Bundesministeriums für 

Verkehr und digitale Infrastruktur Entwurf einer Verordnung über die Teilnahme von Elektrokleinstfahrzeugen am 
Straßenverkehr und zur Änderung weiterer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften. Köln 2018 

4  Unger / Grosche / Rößler / Uhlendorf; Wissenschaftliche Begleitung der Teilnahme von Elektrokleinstfahrzeugen am 
Straßenverkehr – Evaluierungsbericht. Bergisch Gladbach 2022, S. 60 [Hervorhebung durch AS] 

5  Ebenda, S 62 
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6. Die Untersuchung der BASt von 2018 zum Thema ist zur Frage der Gehwegnutzung eindeutiger: 

„Weitergehend sollen die Verkehrsteilnehmer innerorts und außerorts nur die Fahrbahn nutzen, wenn 

kein Radweg vorhanden ist.“6 Gehweg zur Benutzung werden nicht genannt. In der Untersuchung von 

2022 wurde die Konfliktlage bei Gehwegbenutzung nicht untersucht, der Bericht von 2018 auch nicht 

diskutiert und selbst in der Literaturangabe nicht erwähnt. Trotzdem ist diese relativierende Aussage 

zu finden. 

7. Auch hinsichtlich des Radverkehrs dürfte eine Zunahme der Konflikte auf Gehwege feststellbar sein, 

insbesondere nach Anzahl von Radfahrenden wie des Geschwindigkeitsniveaus durch Pedelecs.  

„Gehwege und Fußgängerbereiche sind in erster Linie für den Fußgängerverkehr bestimmt. Die aus-

nahmsweise Zulassung von Fahrzeugen rechtfertigt es, den Fahrzeugführerinnen und -führern besondere 

Verpflichtungen zum Schutz der Fußgänger aufzuerlegen, dies gilt auch für eine unter allen Umständen 

zu beachtende Höchstgeschwindigkeit. Radfahrer können entscheiden, ob sie diese Alternative dem 

Fahren auf der Fahrbahn vorziehen.“ 

hieß es noch in der Begründung zur StVO-Änderung 2012 zu lesen.7  

Von diesem Grundsatz, dass Gehwege in erster Linie dem Fußverkehr dienen, wurde immer mehr 

abgewichen, die „ausnahmsweisen Zulassung“ ist vielfach schon zur Regel geworden8. Dies führt 

dann auch zu dem weiteren illegalen Befahren von Gehwegen. eKF-Fahrende nutzen zu 55 % eine für 

sie unzulässige Verkehrsfläche9.  

8. Ein wesentlicher Faktor zur Sicherheit und Attraktivität des Fußverkehrs und der Barrierefreiheit ist, 

sich ungestört und angstfrei vor schnellen Fahrverkehr auf Gehwegen oder Fußverkehrsflächen 

bewegen zu können. Sicherheit und Attraktivität des Fußverkehrs sind wichtige Ziele der nationalen 

Fußverkehrsstrategie10 der Bundesregierung. Weitere Konfliktgruppen auf die Gehwege zu lassen, 

widerspricht diesem Ziel. 

9. Auf mit ZZ  1022-10 StVO für den Radverkehr freigegeben Gehwegen darf nur Schrittgeschwindigkeit 

gefahren werden. Schrittgeschwindigkeit11 ist eine Geschwindigkeit bis 7 km/h.  

Tatsächlich ist dort die Durchschnittgeschwindigkeit des Radverkehrs12 mit vm = 19,7 km/h deutlich 

über der Schrittgeschwindigkeit, die v85 liegt bei 22,7 km/h. 

Da in der StVO Schrittgeschwindigkeit an einigen Stellen vorgeschrieben ist (z.B. im Verkehrsbe-

ruhigten Bereichen [Z 325 StVO], beim Abbiegen von Lkw in bestimmten Situationen [§ 9 Abs. 6 

 

 
6  Bierbach u.a.; Untersuchung zu Elektrokleinstfahrzeugen. Bergisch Gladbach 2018, S. 88 
7  BT-DS 428/12, S. 154 
8  Leider liegen hierzu keine Forschungsergebnisse vor 
9  Vgl. Punkt 5 
10  Vgl. Bundestags-Drucksache 20/5935, S. 2 
11  Vgl. Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen – FGSV, Empfehlungen für Fußgängerverkehrsanlagen – 

EFA. Köln 2002, S.30 
12  Vgl. Alrutz u,a.; Einfluss des Radverkehrsaufkommens und Radverkehrsinfrastruktur auf das Unfallgeschehen. Berlin 

2015, S. 46 
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StVO], Vorbeifahren an Schulbussen [§ 20 Abs. 2 und 4 StVO]) sollte dies nicht der eigenen Inter-

pretationen des Fahrenden überlassen, sondern in der StVO definiert werden., z.B.  in § 3 StVO, 

Absatz 3 eine Nr. 1a einfügen: „bei angeordneter Schrittgeschwindigkeit für alle Fahrzeuge 7 km/h“ 

10. Auf mit ZZ  1022-10 StVO freigegebenen Gehwegen oder Fußgängerzonen darf der Fußverkehr 

weder behindert noch gefährdet werden, gegebenenfalls hat der Fahrverkehr zu warten. Unter 

Beachtung dessen und der Schrittgeschwindigkeit dürften für den Radverkehr keine Erreichbar-

keitsvorteile mehr bestehen, wenn das Fahrrad oder das eKF geschoben wird.  

11. Bei straßenbegleitenden Gehwegen mit ZZ  1022-10 StVO besteht auf der Fahrbahn keine besondere 

Gefahrenlage für den Radverkehr, sonst hätte Z 240 StVO (Gemeinsamer Geh- und Radweg) 

angeordnet werden müssen. Häufig wird zur Begründung für die Freigabe der Gehwege für 

Radverkehr angegeben, dass dann sicher Fahrende die Fahrbahn, unsichere die Gehwege benutzen 

könnten.  

In der Begründung zur StVO-Änderung 2016, wonach Begleitpersonen von radfahrenden Kindern auf 

Gehwegen fahren dürfen, wurde ausdrücklich festgehalten, dass damit Gehwege nicht für unsichere 

Radfahrende freigegeben werden sollen: 

„Es ist ausdrücklich nicht das Ziel, dass auch ältere unsichere Radfahrer den Gehweg nutzen dürfen. 

Unsichere ältere Radfahrer sollten dann das Fahrrad ggfs. schieben oder auf eine Verkehrsteilnahme mit 

dem Fahrrad verzichten.“13 Daran sollte festgehalten werden. 

12. Fahrverkehr sollte grundsätzlich auf die Fahrbahn und Gehwege dem Fußverkehr vorbehalten 

werden. Das Verbleiben des ZZ 1022-10 StVO in der Straßenverkehrs-Ordnung sollte ernsthaft 

überdacht werden.  

13. Ersatzweise sollte in der VwV-StVO der Einsatz des ZZ 1022-10 stark eingeschränkt werden, um den 

Anforderungen des Fußverkehrs auch im Sinne der neuen nationalen Fußverkehrsstrategie gerecht zu 

werden. Es empfehlen sich die Einschränkungen aus den einschlägigen Regelwerken der FGSV ent-

sprechend dem aktuellen Stand. Eine Formulierung könnte sein: 

 

Die Freigabe von Gehwegen und Fußgängerbereichen für den Radverkehr und für Elektrokleinstfahrzeuge 

ist innerorts nicht zulässig, wenn eine der genannten Ausschlusskriterien zutrifft: 

▪ Straßen mit Geschäftsnutzung oder erhöhter Aufenthaltsfunktion, z. B.  Außengastronomie 

▪ Straßen mit z. B. Kindergärten, Kindertagesstätten, Schulen, Alten- und Pflegeheimen oder Kranken-

häusern im unmittelbaren Umfeld, die auf eine Nutzung durch schutzbedürftige Personengruppen 

schließen lassen. 

▪ dichte Folge von unmittelbar an Gehwege mit Mindestbreiten angrenzende Hauseingänge 

(geschlossene innerstädtische Bebauung), 

 

 
13  Bundesrats-Drucksache 332/16, S. 8 



-  6  - 
 
 
 
 

 

 -  7  - 
 
 

▪ Radschnellverbindung oder Radvorrangroute sowie andere Hauptverbindungen des Radverkehrs, 

▪ Hauptrouten des Fußverkehrs  

▪ Wege mit Gefälle > 3 % 

▪ wiederholt untergeordnete Knotenpunkts- und Grundstückszufahrten mit eingeschränkten 

Sichtverhältnissen, 

▪ von Fahrgästen stärker frequentierte Bus- oder Straßenbahnhaltestellen in Seitenlage 

▪ die nutzbare und von Einbauten freie Gehfläche ≤ 2,50m ist 

▪ der Radverkehr im Zweirichtungsverkehr geführt werden soll. 

 

Eine Obergrenze von zulässigem Radverkehr könnte festgesetzt werden. Wichtig ist hierbei, dass eine 

Überprüfung der vorhandenen Anlagen in einer Frist von z.B. fünf Jahren stattfindet. 

14. Entsprechend dem Referentenwurf soll in die StVO nach § 12 Absatz 6 folgender Absatz 7 eingefügt 

werden: „(7) Für das Abstellen von Elektrokleinstfahrzeugen gelten die für Fahrräder geltenden Parkvor-

schriften entsprechend.“  

Es gibt für das Abstellen von Fahrrädern außer in § 17 Abs. 4 StVO hinsichtlich Beleuchtung bisher 

keine Parkvorschriften. Diese sind aber dringend notwendig.  

Schmalen Gehwege können nicht noch weiter zugestellt werden, die Barrierefreiheit wird häufig nicht 

eingehalten. Eine Formulierung könnte in Anlehnung an die VwV-StVO zu Z 315 StVO sein: Fahrräder 

und Elektrokleinstfahrzeuge dürfen auf Gehwegen nicht abgestellt werden, wenn nicht genügend Platz 

für den unbehinderten Verkehr von Fußgängern gegebenenfalls mit Kinderwagen oder Rollstuhlfahrern 

auch im Begegnungsverkehr bleibt. Bevorzugt sollte das Maß von 2,00m genannt werden, auch 

hinsichtlich der Problematik Gehwegparken [vgl. OVG Bremen: 1 LC 64/22]. 

Es sollte die rechtliche Möglichkeit geschaffen werden, Fußverkehrsflächen von Fahrrädern / Elektro-

kleinstfahrzeugen freizuhalten (vgl. BVerwG 3 C 29.03] 

15. Durch den Referentenentwurf fällt auch ein Mindest-Überholabstand | Vorbeifahrabstand zwischen 

Fußverkehr / Elektrokleinstfahrzeugen von derzeit 1,50m weg. Der Abstand zwischen Fuß- und 

Radverkehr / Elektrokleinstfahrzeugen sollte in § 5 StVO mit mindestens 1m definieren werden. Es 

gelten die selber Gründe wie zum Seitenabstand zum Kfz-Verkehr. 

16. Es ist unverständlich, warum das für Elektrofahrzeuge vorgeschriebene Akustisches Fahrzeug-Warn-

system (Acoustic Vehicle Alerting System, AVAS) für Elektrokleinstfahrzeuge explizit verboten wird. 

Was spricht denn dagegen, dass auch Elektrokleinstfahrzeuge ein Fahrgeräusch emittieren, das von 

Blinden oder Seheingeschränkten gehört wird?  Vielmehr sollte dies aus Gründen der Verkehrs-

sicherheit vorgeschrieben werden. 

17. In der Verordnung über die Zulassung von Fahrzeugen zum Straßenverkehr (Fahrzeug-Zulassungs-

verordnung - FZV) ist in § 56 Abs. 5 für Elektrokleinstfahrzeuge, dass die Versicherungsplakette nach 

Anlage 18 nur ein Maß von 52,9 mm x 65 mm haben muss. Normale Versicherungskennzeichen für 

Kleinkrafträder, motorisierte Krankenfahrstühle und leichte vierrädrige Kraftfahrzeuge müssen nach 
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Anlage 17 ein Maß von 105 mm x 130 mm haben. In alten Fassungen der FZV war noch die 

Begründung zu lesen, dass das Versicherungskennzeichen für Elektrokleinstfahrzeuge nur auf eine 

Entfernung von mindestens 8 m in der Fahrzeuglängsachse lesbar sein muss, während für andere 

Fahrzeuge eine Lesbarkeit von mindestens 15 m vorgeschrieben ist. Bei einer zulässigen 

Geschwindigkeit von 20 km/h werden diese 8 m in etwa 1,5 sec durchfahren. Eine Erkennbarkeit des 

Kennzeichens, z.B. um illegale Gehwegnutzung zu ahnden, dürfte nicht möglich sein. Aich hier sollte 

aus Gründen der Verkehrssicherheit das Versicherungskennzeichen nach Anlage 17 der FZV zur 

Anwendung kommen. 

 

 

Rückmeldung zu den Anmerkungen 

Die Erarbeitung der Stellungnahmen ist mit erheblichem Aufwand verbunden. Schön wäre es, vom BMDV 

eine Rückmeldung zu bekommen, wie mit den einzelnen Anmerkungen umgegangen wird.  

Bei der Bearbeitung der Anmerkungen im Ministerium wird sicherlich eine Synopse mit den An-

merkungen und den Empfehlungen, wie damit umgegangen werden soll, erstellt. 

Im Sinne von transparentem Verwaltungshandeln wäre es schön, diese Synopse zu bekommen. 

 

 

Leiter Arbeitsausschuss Fußverkehr – AA 2.14 

Kassel, 6. August 2024 

 

– 




